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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 13 R 435/11 B 
 
L 11 R 3599/09 (LSG Baden-Württemberg) 
S 10 R 643/08 (SG Reutlingen) 
 
 
 
………………………, 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 26. Januar 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter Prof. Dr.  S t e i n w e d e l  sowie die Richter G a s s e r  

und   K a l t e n s t e i n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 24. Oktober 2011 wird als unzuläs-

sig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtli-

chen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Das LSG Baden-Württemberg hat mit Urteil vom 24.10.2011 einen Anspruch der Klägerin auf 

Rente wegen Erwerbsminderung verneint. 

 

Die Klägerin macht mit ihrer beim BSG erhobenen Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision in dem genannten LSG-Urteil die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache und ei-

nen Verfahrensmangel geltend. 

 

Die Beschwerde der Klägerin ist unzulässig. Ihre Beschwerdebegründung vom 23.1.2012 ge-

nügt nicht der gesetzlich vorgeschriebenen Form, denn sie hat weder eine grundsätzliche Be-

deutung noch einen Verfahrensmangel ordnungsgemäß dargetan (vgl § 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

Zur ordnungsgemäßen Darlegung der grundsätzlichen Bedeutung iS des § 160 Abs 2 Nr 1 

SGG muss in der Beschwerdebegründung eine konkrete Rechtsfrage in klarer Formulierung 

bezeichnet und schlüssig dargelegt werden, dass diese klärungsbedürftig, in dem angestrebten 

Revisionsverfahren klärungsfähig (entscheidungserheblich) sowie über den Einzelfall hinaus 

von Bedeutung ist (vgl BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 13 RdNr 19; BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 5 

RdNr 2, Nr 9 RdNr 4 - jeweils mwN). Es muss aus der Beschwerdebegründung ersichtlich sein, 

dass sich die Antwort auf die Rechtsfrage nicht ohne Weiteres aus dem Gesetz oder der 

bisherigen höchstrichterlichen Rechtsprechung ergibt; hierzu bedarf es der 

Auseinandersetzung mit der vorinstanzlichen Entscheidung und sonstiger einschlägiger 

Rechtsprechung des BSG. 

 

Das Vorbringen der Klägerin entspricht diesen Erfordernissen nicht ansatzweise. Sie 

bezeichnet schon keine Rechtsfrage zur Auslegung, zur Anwendbarkeit oder zur Vereinbarkeit 

einer bestimmten Norm mit höherrangigem Recht. Auch der Hinweis, ihr 

Prozessbevollmächtigter habe bislang zu der bei ihr vorliegenden Erkrankung 

- Mitochondriopathie - keinerlei höchstrichterliche Rechtsprechung gefunden, die eine Rente 

wegen Erwerbsminderung zugebilligt oder abgelehnt habe, reicht zur Darlegung einer 

Grundsatzrüge - ersichtlich - nicht aus. 

 

Wer die Zulassung der Revision wegen eines Verfahrensmangels begehrt, muss in der Begrün-

dung der Nichtzulassungsbeschwerde die bundesrechtliche Verfahrensnorm, die das Beru-

fungsgericht verletzt haben soll, hinreichend genau benennen. Zudem müssen die 

tatsächlichen Umstände, welche den Verstoß begründen sollen, substantiiert dargetan und 

darüber hinaus muss dargestellt werden, inwiefern die angefochtene Entscheidung auf diesem 

Verfahrensmangel beruhen kann (vgl BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 4, Nr 21 RdNr 4 

- jeweils mwN; Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, 

Kap IX RdNr 202 ff). Dabei ist zu beachten, dass ein Verfahrensmangel nicht auf eine 
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Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG gestützt werden kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 Teils 2 

SGG) und dass die Rüge einer Verletzung der Sachaufklärungspflicht nach § 103 SGG nur 

statthaft ist, wenn sie sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt ist (§ 160 Abs 2 Nr 3 Teils 3 SGG). 

 

Die Klägerin rügt als Verfahrensmangel eine Verletzung der Grenzen der freien richterlichen 

Beweiswürdigung. Das LSG sei dem Gutachten des Dr. S.      vom 29.10.2010 gefolgt, obwohl 

es an den "anders lautenden Gutachten und gutachterlichen Stellungnahmen" vorbeigehe und 

ihrem tatsächlichen Krankheitsbild erheblich widerspreche. 

 

Mit dieser Rüge kann die Klägerin aber von vornherein nicht gehört werden. Der Grundsatz der 

freien richterlichen Überzeugungsbildung (§ 128 Abs 1 S 1 SGG) kann nach dem ausdrückli-

chen Wortlaut von § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG nicht im Verfahren der Nichtzulassungsbe-

schwerde geltend gemacht werden. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen 

Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 2 und 3 SGG durch 

Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 Abs 1 SGG. 
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